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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Zur Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Schutz gewaltbetroffener Personen,
deren Frist Ende Januar 2016 abgelaufen war, wurde im Juli 2017 der Ergebnisbericht
veröffentlicht. Die 58 eingegangenen Stellungnahmen verteilten sich auf 25 Kantone
(der Kanton Glarus verzichtete ausdrücklich auf eine Stellungnahme), sechs politische
Parteien (BDP, CVP, FDP, GP, SP, SVP) und 27 weitere Organisationen. Die Verbesserung
des Schutzes gewaltbetroffener Personen wurde von allen
Vernehmlassungsteilnehmenden als Notwendigkeit anerkannt, wenn auch die
Meinungen darüber auseinandergingen, wie diese Verbesserung erzielt werden soll.
Bei den zivilrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen war vor allem die Möglichkeit der
elektronischen Überwachung («Electronic Monitoring») von Tatpersonen sehr
umstritten. Während die grosse Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser
die Einführung einer solchen Möglichkeit grundsätzlich begrüsste, zweifelten andere
die Wirksamkeit einer solchen Massnahme generell an, da das resultierende
Sicherheitsgefühl trügerisch und die Massnahme gegen telefonisches oder Online-
Stalking erfolglos sei. Doch auch von den Befürwortern des Electronic Monitoring
äusserten Viele Bedenken im Hinblick auf dessen Umsetzung. So stosse die
Überwachungstechnologie heutzutage noch an Grenzen, innerhalb derer nur eine
passive, retrospektive Überwachung möglich sei und keine aktive Überwachung mit
unmittelbarer polizeilicher Intervention, wie sie im Vorentwurf angedacht wäre. Auch
die Ortungsgenauigkeit der verfügbaren GPS- und LBS-Systeme lasse – mit geografisch
bzw. topografisch bedingten Abweichungen von bis zu 25 km im schlechtesten Fall – zu
wünschen übrig und ermögliche kaum ein genügend schnelles Eingreifen, um eine
Gewalttat zu verhindern. Geeignet sei eine solche Massnahme ohnehin nur, wenn das
Risiko einer Gewaltausübung nicht zu gross sei, weshalb die Eignungsabklärung immer
mit einer Risikoabschätzung verbunden werden müsste. Neben der Kritik am hohen
finanziellen und personellen Aufwand wurde auch die Verhältnismässigkeit
angezweifelt: Angesichts dessen, dass es sich bei den betroffenen Personen nicht um
rechtskräftig Verurteilte handle, stehe die vorgesehene 12-monatige Tragepflicht der
elektronischen Fussfessel in keinem Verhältnis zur Sanktion, welche im Falle eines
strafrechtlichen Schuldspruchs zu erwarten wäre. Ganz allgemein wurde auch kritisiert,
dass das Electronic Monitoring als eine eigentlich strafrechtliche Vollzugsmassnahme
im Zivilrecht fehl am Platz sei. Solche Skepsis äusserten nebst 20 Kantonen, der Grünen
Partei und der SP auch mehrere juristische Vereinigungen, das Centre Patronal, die
KKJPD, der SGV, die Universität Lausanne, die KKPKS, der Kinderschutz Schweiz, die
Schweizerische Konferenz gegen häusliche Gewalt, die Schweizerische Konferenz der
Gleichstellungsbeauftragten, der Städteverband und Travail.Suisse.
Ebenfalls kontrovers aufgenommen wurde die Bestimmung, wonach die Kantone
Weiterbildungsmöglichkeiten für Personen, die mit Gewaltschutzfällen zu tun haben –
beispielsweise im Rahmen einer Tätigkeit bei der Kriseninterventionsstelle oder bei
Gerichten –, bereitstellen müssen. Während sich knapp die Hälfte der
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv dazu äusserte, kam das Vorhaben bei rund
einem Fünftel der Stellungnehmenden nicht gut an. Moniert wurde hauptsächlich der
Verstoss gegen das föderalistische Prinzip, da es sich bei der Weiterbildung um eine
kantonale Kompetenz handle. Von einer breiten Mehrheit begrüsst wurde hingegen die
vorgesehene Mitteilungspflicht von Gewaltschutzentscheiden des Zivilgerichtes an
andere Behörden wie die KESB und die kantonale Kriseninterventionsstelle, soweit dies
notwendig erscheint, damit letztere ihre Aufgaben erfüllen können. Ebenso
mehrheitlich positiv aufgenommen wurden die Anpassungen an der
Zivilprozessordnung, darunter der Wegfall der Gerichtskosten und des
Schlichtungsverfahrens.
Bei den strafrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen wurde vor allem die Änderung
begrüsst, dass die Sistierung, Wiederanhandnahme und Einstellung eines Verfahrens
nicht mehr allein vom Willen des Opfers abhängig sein und der Behörde eine
umfassende Interessenabwägung ermöglicht werden soll. Kritisiert wurde hierbei
jedoch der umfangreiche Katalog der bei der Sistierung zu beachtenden Kriterien sowie
im Detail die Vorschrift, dass die Behörde ein allfällig von der beschuldigten Person
besuchtes Lernprogramm gegen Gewalt beim Sistierungsentscheid berücksichtigen soll.
Mehrere Kantone bedauerten, der Anreiz zum Besuch solcher Lernprogramme sei zu
lasch und Weitere forderten zusammen mit der SP, den Juristinnen Schweiz, der
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Schweizerischen Konferenz gegen häusliche Gewalt, der Schweizerischen Konferenz
der Gleichstellungsbeauftragten und dem Städteverband gar eine obligatorische
Verknüpfung der Verfahrenssistierung mit dem Besuch eines Lernprogramms gegen
Gewalt. Sehr umstritten war ausserdem die Frage, ob das Opfer vor der Einstellung des
Verfahrens zwingend angehört werden muss.
Von sieben Kantonen, der CVP, der Grünen Partei und der SP sowie von der KKPKS, der
Interkantonalen Arbeitsgemeinschaft der Geschädigten- und Opfervertretung, dem
Kinderschutz Schweiz, Pro Familia, der Schweizerischen Konferenz gegen häusliche
Gewalt, der Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten, dem
Städteverband, Terre des Femmes und von mehreren juristischen Vereinigungen wurde
die Vernehmlassungsantwort überdies dazu genutzt, für die Einführung einer
spezifischen Stalking-Strafnorm zu plädieren, obwohl – oder gerade weil – eine solche
nicht Gegenstand des Vorentwurfs war. 1

Der Vorentwurf zur Änderung des Zivilgesetzbuches betreffend die
Unternehmensnachfolge (zweite Etappe der Erbrechts-Revision) stiess in der
Vernehmlassung auf breite Zustimmung, wie aus dem im Januar 2020 veröffentlichten
Ergebnisbericht hervorging. Von den 55 eingegangenen Stellungnahmen fielen 45
positiv aus, 7 enthielten keinen expliziten Positionsbezug und 3 standen der Vorlage
ablehnend gegenüber. Der Kanton Basel-Landschaft, die SVP und die Vereinigung der
Privaten Aktiengesellschaften, die die Vorlage ablehnten, erachteten die bestehenden
zivilrechtlichen Möglichkeiten als ausreichend. Sie kritisierten, dass die
vorgeschlagenen Massnahmen allesamt zulasten der pflichtteilsgeschützten
Miterbinnen und Miterben der Unternehmensnachfolgerin bzw. des
Unternehmensnachfolgers gingen. Sie seien insgesamt zu einschneidend in die
Eigentumsrechte der Erbinnen und Erben und könnten zu vermehrten
Nachlassstreitigkeiten führen. Indessen begrüsste die grosse Mehrheit der
Vernehmlassenden die vorgeschlagenen Massnahmen insbesondere im Hinblick auf
Familienunternehmen und KMU sowie auf den Fortbestand der von diesen
Unternehmen geschaffenen Arbeitsplätze. Sie könnten effektiv dazu beitragen, die
aufgetretenen Probleme im Zusammenhang mit der Unternehmensnachfolge zu
verringern, waren die meisten Teilnehmenden der Ansicht, darunter 18 Kantone, CVP,
FDP, GLP und SP sowie zahlreiche Wirtschaftsverbände. Von den vier zentralen
Massnahmen wurde einzig jene zum Anrechnungswert des Unternehmens in grösserem
Ausmass kritisch beurteilt, weil diese Frage verhältnismässig komplex sei. Die
Möglichkeit, ein Unternehmen als Ganzes einer einzigen Person zuzuweisen, jene für
die Unternehmensnachfolgerin oder den Unternehmensnachfolger, einen
Zahlungsaufschub von den Miterbinnen und Miterben zu erhalten, sowie das Recht der
Miterbinnen und Miterben, die Übernahme eines Minderheitsanteils abzulehnen,
wurden hingegen überwiegend befürwortet. 2
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Mit 107 eingegangenen Stellungnahmen stiess die Vernehmlassung zur Änderung der
Zivilprozessordnung (Verbesserung der Praxistauglichkeit und der Rechtsdurchsetzung)
auf reges Interesse. Bis zum Ablauf der Frist im Sommer 2018 äusserten sich alle
Kantone, sechs Parteien und 75 weitere Teilnehmende zu den Revisionsvorschlägen,
wie dem Anfang 2020 veröffentlichten Ergebnisbericht zu entnehmen ist. Während
rund zwei Drittel der Stellungnahmen – darunter von 16 Kantonen sowie von CVP, FDP,
GLP, GP und SP – grundsätzlich positiv ausfielen, lehnten sieben Kantone (LU, NW, OW,
SG, SZ, UR, VS) und die SVP das Projekt insgesamt ab. Aufgrund der Vielfalt der
Neuerungen hatten indes nicht alle Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser zu allen
Punkten Stellung bezogen oder eine eindeutige Position zur Vorlage als Ganzes
bekundet.
Umstritten waren insbesondere die Änderungen im Prozesskostenrecht, die neuen
Bestimmungen zum kollektiven Rechtsschutz sowie das neue
Mitwirkungsverweigerungsrecht für Unternehmensjuristinnen und -juristen. Das
Prozesskostenrecht hatte der Bundesrat dahingehend anpassen wollen, dass die
klagende Partei neu höchstens die Hälfte – und nicht mehr den Gesamtbetrag – der
voraussichtlichen Prozesskosten als Kostenvorschuss leisten muss, was die
Zugangshürden zum Gericht abbauen sollte. Vor allem von den Kantonen regte sich
Widerstand gegen diese Änderung, weil sie für sich einen finanziellen Mehraufwand
durch Inkasso und Fehlbeträge befürchteten, wenn die unterlegene Partei die Kosten
nicht vollständig tragen kann. Zahlreiche Teilnehmende waren zudem der Ansicht, dass
die finanziellen Hürden vielmehr durch eine Senkung der (kantonalen) Gerichts- und
Anwaltskosten sowie der Parteientschädigungen abgebaut werden müssten.
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Dahingegen wurde die Stärkung des kollektiven Rechtsschutzes vor allem von den
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft kritisiert. Die neu geregelte und
erweiterte Verbandsklage sowie das neu geschaffene Gruppenvergleichsverfahren
verschlechterten die Position der beklagten Partei – und damit insbesondere der
Unternehmen – beträchtlich, während die Verbände unverhältnismässig viel Macht
erhielten, argumentierten sie. Die Instrumente der kollektiven Rechtsdurchsetzung
seien dem Schweizer Justizsystem fremd und verletzten den Grundsatz, dass jeder
Einzelfall spezifisch und individuell beurteilt werden müsse. Andere Teilnehmende,
darunter acht Kantone, die CVP, die GLP, die GP und die SP sowie zwei Dutzend
Stellungnahmen aus vornehmlich juristischen, KMU- und Konsumentenschutzkreisen,
begrüssten die Vorschläge zum kollektiven Rechtsschutz aus Gründen der
Verfahrensökonomie, der Bekämpfung der Straflosigkeit und der höheren
Rechtssicherheit.
Das neue Mitwirkungsverweigerungsrecht für Unternehmensjuristinnen und -juristen
wurde von rund zwei Dritteln der sich dazu äussernden Stellungnahmen begrüsst. Die
ablehnenden, in erster Linie juristischen Stimmen befürchteten, dass dadurch die
Tätigkeit der Justiz erschwert würde, indem Unternehmen die Regel dazu nutzen
könnten, bestimmte Tatsachen zu verbergen. Demgegenüber sprachen sich
hauptsächlich wirtschaftsnahe Akteure dafür aus, Unternehmensjuristinnen und
-juristen sowohl mit in der Schweiz tätigen Anwältinnen und Anwälten als auch mit
ausländischen Unternehmensjuristinnen und -juristen mit Geheimhaltungsrecht
gleichzustellen. Für Unternehmen mit Sitz in der Schweiz sei es ein Problem, wenn sie
infolge dieser fehlenden Regelung vor ausländischen Gerichten strategische oder dem
Geschäftsgeheimnis unterliegende Daten offenlegen müssten.
Neben den im Vorentwurf enthaltenen Änderungen wurden von den
Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern noch viele weitere Anpassungen an der ZPO
vorgeschlagen, die etwa Verfahrensfragen im Familienrecht, die Regelung der
Parteientschädigung und der Gerichtskosten oder die Ausgestaltung des
Schlichtungsverfahrens betrafen. 3

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Dans le domaine de la politique familiale, l'essentiel des préoccupations parlementaires
s'est concentré sur l'élimination, en deuxième lecture, des divergences relatives à la
révision du droit matrimonial. Au-delà des affrontements entre défenseurs
inconditionnels de la communauté conjugale traditionnelle et partisans de l'égalité des
droits personnels de chacun des époux, les débats ont été dominés par la volonté de
clore définitivement un dossier qui mobilise les énergies depuis près de cinq ans et
d'éviter le lancement de référendums éventuels. Les points d'accrochage se sont
principalement cristallisés autour du choix du nom de famille, du droit de cité et sur la
procédure de résiliation du bail ou l'aliénation du domicile familial. Les concessions ont
certes pris l'avantage sur les dissensions et le nouveau droit matrimonial a été mis sous
toit avec un soutien massif des Chambres. Toutefois, les lourdes menaces de
référendum qui ont plané sur les travaux du plénum ont fini par se concrétiser. Avant
même la fin des délibérations, un comité référendaire s'est constitué, réunissant
principalement des milieux extra-parlementaires de l'UDC, du PDC et du PRD et
emmené par le député Blocher (udc, ZH). Son initiative a d'ailleurs été désavouée par
son propre parti dont le groupe parlementaire soutient le nouveau droit matrimonial.
Les motivations des opposants sont d'abord d'ordre moral. Le passage d'une
conception patriarcale de la famille à celle fondée essentiellement sur la notion
d'époux partenaire, anticiperait sur la réalité et instituerait une protection abusive de
l'arbitraire individuel aux dépens de la communauté conjugale. En outre, le nouveau
régime légal de la participation aux acquêts et le nouveau droit successoral sont
considérés comme hostiles aux entreprises de type familial et aux exploitations
agricoles. De la contestation formelle au lancement officiel d'un référendum, le comité
a néanmoins attendu d'obtenir le soutien des milieux économiques. Au terme de longs
débats internes, l'Union suisse des arts et métiers s'est finalement ralliée aux raisons
économiques invoquées par le Comité suisse contre un droit de mariage inapproprié. —
Elle a été suivie par le bureau du Redressement national en dépit de l'hostilité
véhémente de sa base, la Ligue vaudoise et diverses chambres de commerce. Le front
référendaire s'est donc constitué avec peine, bon nombre d'organisations consultées
ont refusé de destabiliser un vaste projet, patiemment élaboré. Pour tenter de contrer

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.10.1984
SYLVIE PELLATON

01.01.65 - 01.01.22 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



les attaques, une centaine de parlementaires ont constitué un groupe de travail avec
pour objectif d'informer le public sur les aspects controversés du nouveau droit tout
en s'efforçant de faire reconnaître ses avantages. Dans un même élan de solidarité, la
plupart des députés aux Chambres ont publié un Manifeste en faveur de la nouvelle loi
et l'Association suisse pour les droits de la femme s'est mobilisée pour parfaire
l'information des citoyens sur ses applications concrètes. 4
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